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Betreff

Kostenspaltung fur die Teileinrichtung "Beleuchtung” der Erschlieungsanlage Ostorfer Ufer

Beschlussvorschlag

Die Stadtvertretung beschlie3t, dass fir die Teileinrichtung “Beleuchtung” der
ErschlieBungsanlage Ostorfer Ufer (von der Eisenbahnbriicke bis zur Kreuzung
Ludwigsluster Chaussee) Stralienausbaubeitrage im Wege der Kostenspaltung nach § 7
Abs. 3 Kommunalabgabengesetz (KAG M-V) in Verbindung mit § 6 der
Ausbaubeitragssatzung der Landeshauptstadt Schwerin vom 05. Juli 2013 (ABS) erhoben
werden.

Begrundung

1. Sachverhalt / Problem

Die Teileinrichtung Beleuchtung in der ErschlieBungsanlage Ostorfer Ufer, von der
Eisenbahnbriicke bis zur Kreuzung Ludwigsluster Chaussee, wurde in den Jahren 2012 bis
2013 erneuert. Es wurde die StralRenbeleuchtung und die Beleuchtung am Geh- und
Radweg entlang des Ufers des Ostorfer Sees erneuert. Die MalRnahme stellt eine
Verbesserung im Sinne von § 8 Abs. 1 KAG M-V in Verbindung mit § 1 Abs. 1 ABS dar.

Die StraBe ,Ostorfer Ufer” unterteilt sich beitragsrechtlich in zwei selbstandige
ErschlieBungsanlagen. Es handelt sich einerseits um die Strale mit dem dazugehérigen
einseitigen Gehweg und zum Anderen um den Geh- und Radweg sudlich der Strale am
Ufer des Ostorfer Sees. Der Austausch der Beleuchtung am Ufer des Ostorfer Sees ist nicht
abrechenbar. Durch die ErschlieBungsanlage werden keine Grundstiicke erschlossen.
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Entlang der Stral3e ,Ostorfer Ufer” ist eine Abrechnung des Aufwandes fir die Erneuerung
der Beleuchtungseinrichtung maglich.

Ein Ausbau von weiteren Teileinrichtungen ist fir den Bereich Ostorfer Ufer derzeit nicht
geplant.

Gemal 8§ 7 Abs. 3 KAG M-V i. V. m. 8 6 ABS konnen fur selbststandig nutzbare Teile von
offentlichen Einrichtungen Teilbeitrdge mittels Kostenspaltung erhoben werden.

Der Haushaltsplan 2014 sieht fur die ,StralRenbeleuchtung Ostorfer Ufer* Einzahlungen aus
Beitrdgen in Hohe von 37.800 € vor.

2. Notwendigkeit

AusschlieBlich durch Kostenspaltung kénnen im Stralenausbaubeitragsrecht M-V
Teileinrichtungen einer stralRenbaulichen MaflRnahme getrennt (endgultig) abgerechnet
werden. Die im Wege der Kostenspaltung abzurechnenden Teileinrichtungen erstrecken
sich Uber die gesamte Lange der o. g. 6ffentlichen Anlage.

Durch die Kostenspaltung wird der Stadt die Mdoglichkeit erdffnet, Auszahlungen fir
straBenbauliche MalRBhahmen an einzelnen oder mehreren Teileinrichtungen auf die Anlieger
umzulegen, bevor die sachliche Beitragspflicht fir die nach Mal3gabe eines Bauprogramms
durchzufiihrende Gesamtmalnahme entstanden ist. Dadurch werden der Stadt vorzeitige
Einnahmemaoglichkeiten eingeraumt.

Durch die Abspaltung der Kosten der Teileinrichtung Beleuchtung entsteht mit der
Beschlussfassung tber die Kostenspaltung unwiderruflich die sachliche Beitragspflicht und
somit Uberhaupt die rechtliche Voraussetzung zur Refinanzierung der MalBhahmen mittels
Strallenbaubeitragen. Somit wiirde der entstandene Aufwand fur die Erneuerung der
Beleuchtungseinrichtung der ErschlielBungsanlage Ostorfer Ufer, von der Eisenbahnbriicke
bis zur Ludwigsluster Chaussee, auf die Eigentimerinnen und Eigentiimer der bevorteilten
Grundstlicke umgelegt werden.

3. Alternativen

Sofern kein Beschluss Uber die Kostenspaltung gefasst wird, ware die MaRBhahme nicht
refinanzierbar, da die sachliche Beitragspflicht nicht entsteht. Ausbaubeitrédge kdnnten
sodann erst mit der endgtiltigen Herstellung aller weiteren Teileinrichtungen erhoben
werden.

4. Auswirkungen auf die Lebensverhaltnisse von Familien

keine

5. Wirtschafts- / Arbeitsmarktrelevanz

keine
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6. Darstellung der finanziellen Auswirkungen auf das Jahresergebnis / die Liquiditat

Der vorgeschlagene Beschluss ist haushaltsrelevant

|X| ja (bitte Unterabschnitt a) bis f) ausflllen)

[ ] nein
a) Handelt es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe: ja

b) Ist der Beschlussgegenstand aus anderen Griinden von Ubergeordnetem Stadtinteresse
und rechtfertigt zusatzliche Ausgaben:

entfallt

c) Welche Deckung durch Einsparung in anderen Haushaltsbereichen / Produkten wird
angeboten:

entfallt
d) Bei investiven MaRhahmen bzw. Vergabe von Leistungen (z. B. Mieten):
entfallt

e) Welche Beitrage leistet der Beschlussgegenstand fir die Sanierung des aktuellen
Haushaltes

(inklusive konkreter Nachweis ergebnis- oder liquiditatsverbessernder Mal3hahmen und
Beitrage fur Senkung von Kosten, z. B. Betriebskosten mit Berechnungen sowie
entsprechende Alternativbetrachtungen):

Die Liquiditat im Haushaltsjahr 2014 wird durch die Einzahlungen auf die veranlagten
Beitrage verbessert. Damit wird die Zwischenfinanzierung im Rahmen der durchgefiihrten
stral3enbaulichen Mal3nahmen Ostorfer Ufer, von der Eisenbahnbricke bis zur
Ludwigsluster Chaussee, ausgeglichen. Die Summe steht zur Deckung der Investitionen im
Haushaltsjahr 2014 zur Verfligung. Der entstehende Sonderposten wird dem
Vermogensgegenstand Ostorfer Ufer zugeordnet und fuhrt zu jahrlichen Ertragen aus der
Auflésung des Sonderpostens, die dem jahrlich anfallenden Aufwand durch Abschreibungen
aus Abnutzung gegenlberstehen.

f) Welche Beitrage leistet der Beschlussgegenstand fiir die Sanierung kinftiger Haushalte
(siehe Klammerbezug Punkt e):

entfallt

uber- bzw. auRerplanméaRige Aufwendungen / Auszahlungen im Haushaltsjahr

Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen im Produkt: ---

Die Deckung erfolgt durch Mehrertrdge / Mehreinzahlungen bzw. Minderaufwendungen /
Minderausgaben im Produkt: ---
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Die Entscheidung berihrt das Haushaltssicherungskonzept:

[1ja

Darstellung der Auswirkungen:

X nein

Anlagen:

keine

gez. Angelika Gramkow
Oberbirgermeisterin

4/4




	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	FAuswirkung
	Anlage

